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Städte und Gemeinden müssen europafähig sein!
von Wolfram Kuschke, MdL Staatsminister a.D.
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Aus Sicherheits-
gründen müssen

die Zugangsdaten zum Mit-
glieder-internen Bereich unseres
Internet-Auftritts (Intranet) geändert
werden. Es ist vorgesehen, die Ände-
rung zum 1. März diesen Jahres vor-
zunehmen. Ab dann werden die al-
ten Zugangsdaten nur noch für eine
kurze Übergangszeit gelten. Die neu-
en Zugangsdaten werden den Vorsit-
zenden und Geschäftsführungen der
Fraktionen und der SGK-Kreis-
verbände mitgeteilt. Diese sollen die
Zugangsdaten an ihre Mitglieder wei-
terleiten bzw. können bei diesen er-
fragt werden.
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Gibt es Alternativen zu Europa in der
vorgesehenen Vernetzung?
Nicht wirklich, aber Grundvoraussetzung
dafür ist Vertrauen und Kompromissbereit-
schaft auf allen Seiten.

Welche Handlungsmöglichkeiten ha-
ben die Kommunen?
Das Spektrum ist breit. Wir als Kommunal-
politiker müssen versuchen unseren Bürge-
rinnen und Bürgern Europa mit konkreten
Themen näher zu bringen.

Wie geht das?
Ein gutes Beispiel ist eine kommunale Part-
nerschaft in Europa. Am einfachsten geht das
über Sportvereine, über Schulpartnerschaften
und über die Kultur. Es muss dabei zu „ech-
ten“ Treffen der Menschen kommen können.
Das geht nicht auf dem Papier.

Warum ist Europa den Bürgerinnen und
Bürgern so schwer zu vermitteln?

Auf dem Wege nach Europa
Leider überwiegt in den Diskussionen um
Europa sehr oft die Regulierungsinstanz,
also welches Gesetz gilt für welche Maß-
nahme im Staat?

Welche Bedeutung haben die EU-
Strukturfonds für die Kommunen?
Eine sehr große. Zu viel Bürokratie hat vie-
le Kommunen bisher abgehalten sich um
EU-Mittel zu bemühen. Doch es gibt Hilfe-
stellungen über die kommunalen Spitzen-
verbände und den RGRE (Rat der Gemein-
den und Regionen Europas).

Ist das nicht alles doch ein wenig zu
umständlich?
In unserer Stadt Rheine werden wir auf Anre-
gung unserer Bürgermeisterin Dr. Angelika
Kordfelder anlässlich der deutschen Rats-
präsidentschaft eine Sonderratssitzung durch-
führen, die ausschließlich das Thema „Euro-
pa“ zum Inhalt hat. – Europäischer Mehrwert
muss auch lokaler Mehrwert werden.

Günter Thum war 10 Jahre
Bürgermeister, ist heute Frakti-
onsvorsitzender der SPD in
Rheine und Vorsitzender des
Eruopaausschusses des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bundes. Außerdem gehört er
dem Präsidium des Rates der
Gemeinden und Regionen Euro-
pas (RGRE) an.

Seit Januar 2007 hat Deutschland die EU-
Ratspräsidentschaft für ein halbes Jahr über-
nommen. Mit der EU-Ratspräsidentschaft er-
halten die Kommunen eine gute Gelegenheit,
verstärkt auf ihre Anliegen aufmerksam zu
machen.

Die EU-Politik, insbesondere die Lissabon- und
die Göteborg-Strategie, die Struktur- und
Kohäsionspolitik sowie die Umweltpolitik,

Städte als Mittelpunkt des Wandels
Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft und die Kommunen

von Dr. Angelika Schwall-Düren MdB, Stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion,
zuständig für die Angelegenheiten der Europäischen Union

besitzen direkte Auswirkungen auf die kom-
munale Ebene.

Die zentrale Bedeutung von Kommunen als
Akteure bei der Verwirklichung des sozialen
Zusammenhalts wird von der EU Kommission
in ihrer Mitteilung „Kohäsionspolitik und die
Städte“ (2006) gewürdigt: Die Städte stehen
im Mittelpunkt jenes Wandels, für den Inno-
vation, unternehmerische Initiative und Unter-
nehmenswachstum die Grundlage bilden“.

Städte als Mittelpunkt des Wandels
Wir Sozialdemokraten setzen uns während der
deutschen Ratspräsidentschaft für eine Stär-
kung der sozialen Dimension Europas ein, d.h.

für Beschäftigungsförderung durch Chan-
cengleichheit

für Qualifizierung und Mobilitätsförderung

für Integration Älterer in den Arbeitsmarkt
sowie

für die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf.

Den sozialen Schutz gilt es in Europa zu verbes-
sern. Die  Europäische Gesetzgebung muss
durch ein Verfahren zur sozialen Folgenab-
schätzung für die Gesellschaft ergänzt werden.

Subsidiaritätsprinzip beibehalten
Aus Angelegenheiten, die vor Ort besser ge-
regelt werden können (Subsidiaritätsprinzip),
sollte sich Brüssel heraushalten. Beispielswei-
se muss auch in Zukunft gewährleistet sein,
dass die Kommunen für ihre Bürger bezahl-
bare Dienstleistungen hoher Qualität zur Ver-
fügung stellen können. Gemeinsam kann
man sich in der EU einigen, wo die Gemein-
schaft im Sinne der Bürger Vorgaben machen
sollte.

Gleichzeitig muss die Handlungsfähigkeit der
EU gewährleistet und weiter ausgebaut wer-
den. Deshalb muss der europäische Ver-

„EU-PROGRAMME FÜR
KOMMUNEN, EU-FÖRDERUNG

2007 BIS 2013“
Eine Broschüre des Ministeriums für
Bundes- und Europaangelegenheiten
Sie ist kostenfrei abrufbar unter der
E-Mail-Adresse:
beratungscenter_ausland@nrwbank.de

Europa kommunal (Zeitung)
www.rgre.de
Herausgeber Rat der Gemeinden und
Regionen Europas
1/06: Eine neue Generation von Programmen
2/06: Partnerschaften unverzichtbar für
Kommunen und Europa
3/06: Europaarbeit folgt keinem Muster
(Difu-Umfrage)

„Was die deutschen Städte von
Europa erwarten“
Forderungen des Deutschen Städtetages
anlässlich der deutschen EU-Präsidentschaft
Broschüre (2006) Deutscher Städtetag
www.staedtetag.de

Interview mit Günter Thum, Rheine

fassungsprozess wieder in Gang gesetzt wer-
den. Der Verfassungsentwurf stellt einen wich-
tigen Schritt in Richtung mehr Bürgernähe und
Transparenz in Europa dar. Die Städte und
Gemeinden würden damit eine stärkere Rol-
le in der EU einnehmen und ihre Mitwirkungs-
möglichkeiten verbessern. Dann können wir
die Bürger davon überzeugen, dass die EU
viele Verbesserungen und Vorteile mit sich
bringt.

Aktuell: Energiepolitik
In Fragen der Energiepolitik wird augenblick-
lich besonders offenkundig, dass wir einen eu-
ropäischen Energieaktionsplan brauchen, der
zu einer höheren Versorgungssicherheit und
Nachhaltigkeit führt. Die deutsche Ratsprä-
sidentschaft wird hierzu einen wichtigen Bei-
trag leisten.

Was nicht überall in
Europa selbstverständ-
lich ist, hat für uns ei-
nen hohen Stellenwert:
die Tradition und Zu-
kunft der kommunalen
Selbstverwaltung in
Deutschland. Umso
bedeutsamer war es,
dass die kommunale
Selbstverwaltung Ein-
gang in  den europäi-

schen Verfassungsentwurf gefunden hat; ein
weiterer Grund für unsere Erwartung an ein
baldiges Gelingen des europäischen Ver-
fassungsentwurfes.
Wie wichtig Europa für die Kommunen im
politischen Mehrebenen-System geworden
ist, macht die Beeinflussung durch das
Gemeinschaftsrecht deutlich: Neben der
Wettbewerbs-, Umwelt-, Beschäftigungs-
und Sozialpolitik stellt die Vergemeinschaf-
tung der Innen- und Rechtspolitik, die Re-
form der Strukturfonds und der europäi-
schen Förderinstrumente eine permanente
Herausforderung für die kommunale All-
tagsarbeit dar.

Dies steht häufig im Spannungsverhältnis
zur strikten Einhaltung und Anwendung des
Subsidiaritätsprinzips durch die EU und die
Mitgliedsstaaten. Aber wir bleiben dabei:
das Prinzip der Subsidiarität – die Wahr-
nehmung von Aufgaben möglichst nah an
den Bürgerinnen und Bürgern, auf der Ebe-
ne, die diese am besten lösen kann – ist ein
Gebot einer transparenten, bürgernahen
und effizienten Demokratie.
Zukünftige Themen wie die Diskussion um
die öffentliche Daseinsvorsorge und die öf-
fentlichen Finanzsysteme erfordern zusätz-
lich eine bessere Europafähigkeit der Kom-
munen.

Masterplan „Europafähigkeit der Kom-
munen“
Vor diesem Hintergrund hat
die SPD-Landtagsfraktion die
Landesregierung aufgefor-
dert, gemeinsam mit den
kommunalen Spitzenverbän-
den einen Masterplan „Euro-
pafähigkeit der Kommunen“

zu entwickeln. Er soll unter anderem ent-
halten:

Optimierung von Informationsvermitt-
lung, stärkere Spezialisierung und stär-
kere zielgruppenorientierte Vermarktung
des EU-Beratungsangebotes;

schnelle Bewertung von Förderpro-
grammen;

Aufbau einer Ideen- und Projektbörse;

grundlegende Kenntnisse über die EU
als Bestandteil der Verwaltungs-
ausbildung und -weiterbildung.

Die Koalitionsfraktionen und die Landesre-
gierung haben dies im Landtag abgelehnt.

Sie haben damit ein weiteres
Mal deutlich gemacht, dass
sie kein Gespür für die An-
forderungen nordrhein-west-
fälischer Europapolitik ha-
ben. Wir werden dran blei-
ben - im Interesse unserer
Städte und Gemeinden!


